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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Anfang Februar einigten sich Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde Moutier und
der Kantone Bern und Jura auf eine Road-Map bezüglich der noch ausstehenden
Abstimmung der Bürgerinnen und Bürger des nordbernischen Städtchens über einen
möglichen Kantonswechsel. Wie dies beim langjährigen Prozess um die sogenannte
Jurafrage vorgesehen war, soll die Abstimmungskaskade mit der kommunalen
Entscheidung abgeschlossen werden. Moutier war die einzige Gemeinde, die in der
Abstimmung vom November 2013 mit 55% Ja-Stimmenanteil einen Fusionsprozess mit
dem Kanton Jura befürwortet hatte. Für diesen Fall war eine Entscheidung auf
Gemeindeebene vorgesehen worden. Die Autoritäten einigten sich, dass die Regierung
des Kantons Bern eine Gesetzesvorlage ausarbeite, auf deren Basis eine
Gemeindeabstimmung durchgeführt und von den lokalen Behörden organisiert werden
soll. Als erstes Datum für eine kommunale Entscheidung wurde Frühjahr 2017 angepeilt.
Auch die Abstimmungsfrage wurde in der Road-Map definiert: "Voulez-vous que la
commune de Moutier rejoigne la République et Canton du Jura?" Nach dieser
kommunalen Abstimmung sollte die Jurafrage als "definitiv geregelt" betrachtet
werden. Im Falle eines Ja müssten die beiden Kantone Bern und Jura ein
interkantonales Konkordat aushandeln, das der Zustimmung der kantonalen
Bevölkerungen bedarf. Ein Kantonswechsel müsste dann auch noch vom nationalen
Parlament abgesegnet werden. Gleichzeitig einigten sich die drei Verhandlungspartner
darauf, ein neutrales Gutachten zu den Auswirkungen eines Wechsels von Moutier zum
Kanton Jura bzw. eines Verbleibs des Städtchens im Kanton Bern in Auftrag zu geben. In
einem Abstimmungsbüchlein sollen zudem sowohl der Kanton Bern als auch der Kanton
Jura Platz erhalten, um für sich zu werben.

Umstritten war die Frage, ob die beiden Gemeinden Belprahon und Grandval, die bis zu
diesem Zeitpunkt ebenfalls den Wunsch für eine kommunale Abstimmung geäussert
hatten – in Belprahon hatte die Abstimmung 2013 mit einem Patt geendet – gleichzeitig
wie Moutier abstimmen sollten oder nicht. Beide Gemeinden liegen im gleichen Tal wie
Moutier – im Grand Val – und würden sich im Falle eines Kantonswechsels ihres
Nachbarstädtchens in einer Randlage des Kantons Bern wiederfinden und in diesem
Falle ebenfalls über einen möglichen Kantonswechsel abstimmen wollen. In der Road-
Map war deshalb vorgesehen, dass Belprahon und Grandval erst nach Moutier und nur
im Falle eines Ja über einen allfälligen Kantonswechsel abstimmen würden. Drei
probernische Grossräte – Manfred Bühler (BE, svp), Franics Daetwyler (BE, sp) und Dave
von Kaenel (BE, fdp) – wehrten sich mit einer Motion gegen diese Idee. Sie forderten,
dass alle drei Gemeinden zeitgleich über ihre Zukunft abzustimmen hätten. Wenn jede
Gemeinde selber bestimmen könne, wann sie eine Abstimmung über einen
Kantonswechsel durchführen wolle, käme es zu einer unerwünschten
Abstimmungskaskade, so die Begründung. 1

KANTONALE POLITIK
DATUM: 04.02.2015
MARC BÜHLMANN

1) BZ, Bund, LT, NZZ, QJ, TA, 5.2.15
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